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Die Regierungsvorlagen zur Regelung der kirchlichen 
Berhältniſſe. 


Von Dr. Rittner, Privatdocent in Lemberg 
(Fortſetzung.) 


Der zweite Abſchnitt des Geſetzentwurfes (88 14— 29) ſoll nach 
ſeiner Ueberſchrift von der „Ausübung der kirchlichen Amtsgewalt und 
der Seelſorge“ handeln und beginnt wieder, wie der vorige Abſchnitt, 
mit einem nicht glücklich gefaßten allgemeinen Princip. Es beſtimmt 
nämlich § 14, daß, inſoweit es ſich um innere kirchliche Angelegen⸗ 
heiten handelt, die Erzbiſchöfe und Biſchöfe ihre Diöcefen nach den 
Kirchengeſetzen verwalten. Soll alſo von Staatswegen darauf ge⸗ 
ſehen werden, daß die kirchliche Verwaltung den Kirchengeſetzen gemäß 
vor ſich gehe? Soll, wo dies nicht der Fall wäre, die Cultusverwal⸗ 
tung einſchreiten? So gewiß ſolche Folgerungen dem Geiſte des Ge⸗ 
ſetzes widerſprechen, ſo gewiß ſtehen ſie mit deſſen Buchſtaben in 


vollem Einklange. Vielleicht wäre es beſſer, ſtatt der Worte „nach den 


Kirchengeſetzen“ zu fubftitutren: „ſelbſtſtändig, jedoch mit den in dieſem 
Abſchnitte feſtgeſetzten Beſchräukungen“; — vielleicht noch beſſer, den 
aragraph ganz zu eliminiren. 
G8 de, Es behandelt übrigens der zweite Abſchnitt ganz verſchiedene 
Vegenſtände, die wir, um die Beſprechung überſichtlicher zu machen, 
nach folgenden Geſichtspunkten zufammenftellen: 
a) Staatliche Beſchränkungen der kirchlichen Amtsgewalt im 


Allgemeinen und der kirchlichen Disciplinargewalt insbeſondere (88 15 


— 19, 28); 


b) Staatlicher Beiſtand für die Durchführung kirchlicher Anord⸗ 


nungen ($$ 23—27, 29); 


.. ) Beſtimmungen über die Erricht Veränderung kirch⸗ 
licher Aemter und Pfründen (88 RN oder Verän 9 


die drei erſten ($$ 15, 16, 17), welche von der Gewährung des 
Tiſchtitels aus dem Religionsſonde, Mittheilung biſchöflicher Erläſſe 
zur Keuntnißnahme der Regierung und der Beſchränkung des öffent⸗ 
lichen Gottesdienſtes aus öffentlichen Rückſichten handeln, keine Ver⸗ 
anlaſſung zu beſonderen Bemerkungen. Was vom Standpunkte des in 
den Vorlagen anerkannten Syſtems ſich darüber ſagen ließe, iſt im 
Motivenberichte enthalten. Der § 19 enthält das unvermeidliche „alle 
gemeine Princip“, wieder in einer unrichtigen Faſſung. Es heißt näm⸗ 
lich: „Bei Handhabung der kirchlichen Disciplinargewalt darf kein 
äußerer Zwang ausgeübt werden“. Diefem Ausſpruche gegenüber er- 
ſchemt auch der Staatszwang in Sachen kirchlicher Disciplinargewalt 
unzuläſſig, was mit der Beſtimmung des § 27 im offenbaren Wider⸗ 
ſpruche ſteht. Es muß alſo $ 19 dahin beſchränkt werden, daß Sei⸗ 
tens der Kirche kein äußerer Zwang geübt werden darf. 

Noch erübrigen uns aus dieſer Gruppe zur Beſprechung die 
$$ 18 und 28. 8 

Die Tendenz des erſteren läßt ſich aus dem einſchlägigen Theil 
des Motivenberichtes dahin charakteriſiren: Die Ausübung der Kirch: 
lichen Amtsgewalt darf nie den Grundſatz verletzen, daß die Kirchen⸗ 
angehörigkeit keinen Einfluß auf die Ausübung ſtaatsbürgerlicher 
Rechte und Pflichten haben kann; jeder gegen dieſen Grundſatz ver⸗ 
ſtoßende Act der kirchlichen Amtsgewalt iſt widerrechtlich. Hiezu lautet 
der Text des Entwurfes (§ 18) folgendermaßen: „Von der kirchlichen 
Amtsgewalt darf niemals zu dem Zwecke Gebrauch gemacht werden 
um an der Ausübung ſtaatsbürgerlicher Rechte oder an der Befol⸗ 
gung der Geſetze zu hindern.“ Das Jucongruente dieſes Textes und 
jener Tendenz, des Geſagten und des Gewollten fällt auf den erſten 
Blick auf. — Setzen wir den Fall, daß wahlberechtigte Mitglieder 
einer katholiſchen Kirchengemeinde von ihrem Wahlrechte keinen Ge- 
brauch machen wollen, daß ein Prieſter von der Kanzel berab und 
unter Androhung kirchlicher Strafe ſie zur Wahlurne aneifert, um 
Stimmen für feinen Candidaten zu gewinnen, fo liegt hier unstreitig 
im Sinne des Motivenberichtes eine widerrechtliche Handlung vor. 
Wie läßt ſich nun der Fall unter den Wortlaut des § 18 ſubſumtren? 
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Kann man hier ſagen, daß die Kirchenangehörigen an der Ausübung 
ihrer ſtaatobürgerlichen Rechte durch die 1 gehindert wor- 
den? Sind ſie doch im Gegentheil zur Ausübung einer dem Staats- 
bürger obliegenden öffentlichen Pflicht, zur Ausübung ihres Wabl⸗ 
rechtes veranlaßt worden! Der Richter, für welchen der Text des Ge- 
ſetzes allein entſcheiden muß, wird hier ein Schulbloſigkeitsurtheil 
ſprechen. — freilich ſich hiedurch mit der wahren Abſicht des Geſetz⸗ 
gebers in Widerſtreit ſetzen. 5 

Es erhellt daraus die Nothwendigkeit, dem $ 18 eine andere, 
namentlich eine folche Faſſung zu geben, daß dadurch jede unberech⸗ 
tigte Einwirkung auf den Willen des feine ſtaatsbürgerlichen Rechte 
ausübenden Kirchenmitgliedes getroffen werde. Dieſe Einwirkung kann 
ſich ihrem Zwecke nach in einer doppelten Richtung äußern: erſtens 
ſo, daß die Unterlaſſung der Ausübung der ſtaatsbürgerlichen Rechte, 


Ad a. Von den ſechs hieher gehörigen Paragraphen bieten uns zweitens, daß deren Ausübung in einer beſtimmten Weife erzielt wer⸗ 


den ſoll. Nur die erftere Beziehung umfaßt § 18; die letztere muß 
durch einen entſprechenden Zuſatz ergänzt werden. 

Der § 28, der uns beſchäftigen ſoll, lautet: „Wenn durch die 
Verfügung eines kirchlichen Oberen ein Staatsgeſetz verletzt wird, ſo 
kann der hiedurch in feinem Rechte Gekränukte ſich an die Verwal⸗ 
tungsbehörde wenden, welche, ſoweit die Angelegenheit nicht auf den 
Civil⸗ oder Strafrechtsweg zu überweiſen iſt, Abhilfe zu ſchaffen hat.“ 

Nach der Verſicherung des Motivenberichtes behandelt dieſer 
Paragraph den ſogen. recursus ab abusu (appel comme d'abus). Wäre 
dies wirklich der Fall, fo müßten wir unſere beim Beginne ausge— 
ſprochene Behauptung, daß die confeſſionellen Vorlagen in Bezug auf 
die principielle Auffaſſung des Verhältniſſes von Staat und Kirche, 
einem einheitlichen Syſteme folgen, an dieſer Stelle zurücknehmen — 
denn in dieſes Syſtem paßt der recursus ab abusu auf keinen Fall. 
Das Weſen dieſes Rechtsmittels beſteht in einem eventuellen Weber 
prüfungsrechte der kirchlichen Anordnungen ſeitens des Staates, ſo daß 
letzteten gleichſam die höhere Inſtanz bildet und in kirchlichen Sachen 
als Appellationsgericht entfcheidet. Wie ſoll dies in ein Syſtem paſſen, 
welches als aberſtes Princip den Grundſatz anerkennt, daß die Staats 
gewalt niemals in das kirchliche Leben eingreifen, daß ſie bloß Ein⸗ 
griffe in die eigene Sphäre abwehren dürfe. Daraus folgt mit un— 
abweisbarer Nothwendigkeit die Unzuläſſigkeit jedweden Inſtanzenzuges 
von der Kirchen an die Staatsgewalt, und wir halten dieſen Grund⸗ 
ſatz für ſo principiell wichtig, deſſen Außerachtlaſſung der Art un- 
begründet und verwerflich, daß uns letztere allein gegen die ganze 
Vorlage entſchieden in Oppoſition ſetzen würde. 

Glücklicherweiſe iſt aber die im Motivenberichte verheißene Be⸗ 
ſtimmung in dem Entwurfe nicht enthalten, der § 28 handelt nicht 
vom recursus ab abusu; was darin ſcheinbar von einem Eingreifen 
der Staatsgewalt beſtimmt wird, iſt, wie wir dies gleich nachweiſen 
werden, ſo unbedeutend, daß es auch füglich ganz wegbleiben könnte. 
Für das beſagte Eingreifen der Staatsgewalt ſtellt nämlich § 28 als 
nothwendige Vorausſetzung die Verletzung eines Staatsgeſetzes 
hin. Iſt aber ein Staatsgeſetz verletzt, ſo hat ja die competente Be⸗ 
hörde von Amtswegen einzuſchreiten, ſie hat „Abhilfe zu ſchaffen“ 
abgeſehen davon, ob ſie darum angegangen wird, ob die Verletzung 
des Staatsgeſetzes nebenbei auch die Verletzung von Privatrechten in 
ſich ſchließt. Hält man daran feſt, ſo reducirt ſich die mit einem ge— 
wiſſen Aplomb angekündigte Beſtimmung des § 28 auf den ganz 
ſelbſtverſtändlichen Vorbehalt des Anzeige- und Beſchwerderechtes, 
welches übrigens nicht bloß dem „in feinem Rechte Gekränkten“ 
ſondern überhaupt jedem Staatsbürger zuſteht, und deßhalb auch 
insbeſondere nicht hervorgehoben zu werden brauchte. 

Wir thun vielleicht Unrecht, aber wir können uns des Eins 
druckes nicht erwehren, daß mit dieſem, ſeinem Inhalte nach ganz 
überflüſſigen Paragraph ein gewiſſer Nebenzweck verfolgt werden ſoll. 
Es gibt bei den kirchen-politiſchen Kämpfen ſo gewiſſe Schlagwörter, 
mit denen man, wo ein eingehendes Verſtändniß fehlt, herumzuwerfen 
pflegt. Der appel comme d' abus gehört auch dazu. Oberflächliche 
Beurtheiler würden es übel aufnehmen, wenn ſie das liebgewordene 
Schlagwort in den Vorlagen vermißten. Ihnen gilt vielleicht die Con⸗ 
ceſſion, daß der Entwurf den Recurs an den Staat dem Namen nach 
beibehält, während das acceptirte Syſtem und das richtige Urtheil 
den Verfaſſer zugleich veranlaſſen, das ſcheinbare Zugeſtändniß auf 
ein Nichts zu reduciren. Aber dieſes Verfahren hat auch eine Kehr— 
ſeite: die nominale Beibehaltung des recursus ab abusu gibt den 
principiellen Gegnern der confeſſionellen Vorlagen eine ſtarke Waffe 
in die Hand. Sie können Argumente ins Feld führen, welche an ſich 
gerechtfertigt find, obwohl der Inhalt des Entwurfes nur ſcheinbar 
gegen dieſelben verſtößt. Das „superflua non nocent“ iſt nicht immer 
wahr und deßhalb möchten wir den § 28 geſtrichen wünſchen. 

Ad b. Beſondere Tragweite haben die Beſtimmungen des II. Ab⸗ 
ſchnittes über das ſogenannte brachium saeculare, d. h. über den ſtaat⸗ 
lichen Beiſtand für die Durchführung kirchlicher Anordnungen (§§ 23 
bis 27, 29). 

Dieſer ſtaatliche Beiſtand kann im Allgemeinen nöthig werden, 
erſtens zur Einbringung von Abgaben oder anderen materiellen Leiſtun⸗ 
gen für kirchliche Zwecke, zweitens zur Durchführung ſonſtiger kirch— 
lichen Anordnungen und Entſcheidungen, welche ſich praktiſch als Aus- 
übung kirchlicher Disciplinargewalt darſtellen. 

In erſterer Richtung gewährt der Entwurf das brachium sae- 
culare, und die Rechtfertigung des Prineipes ſowohl, als der einzelnen, 
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in den $$ 23— 26 enthaltenen Beſtimmungen iſt im Motivenberichte 
(S. 55) in correcter Weiſe dargelegt. Wir haben hiezu nichts zu 
bemerken. Nur mit der Schlußbeſtimmung des § 26, daß wiederholte 
Contraventionen gegen die Stoltaxordnungen die Entfernung des be⸗ 
treffenden kirchlichen Beamten zur Folge haben können, köunen wir 
uns aus den bei der Beſprechung des § 8 geltend gemachten Gründen 
nicht einverſtanden erklären. 

Fragen wir nun, ob auch in der zweiten Richtung, nämlich in 
Bezug auf die kirchliche Disciplinargewalt der ſtaatliche Beiſtand 
platzzugreifen hat, ſo antwortet uns der Motivenbericht mit ja 
und mit nein. Es wird nämlich darin behauptet: Der Staatszwang 
zur Ausübung der kirchlichen Disciplinargewalt iſt aus⸗ 
geſchloſſen, die Ausübung des Staatszwanges aus Anlaß kirch⸗ 
licher Disciplinaracte zuläſſig (Motivenb. S. 56.). „Dunkel iſt 
der Rede Sinn“. Uns ſcheint es, daß in jedem Falle, wo Staats⸗ 
zwang zur Ausübung der kirchlichen Disciplinargewalt plagzgegriffen 
hat, mit vollem Rechte behauptet werden kann, daß die Ausübung 
des Staatszwanges aus Anlaß kirchlicher Disciplinaracte ſtattgefun⸗ 
den hat, und unigekehrt, daß die Ausübung des Staatszwanges aus 
Anlaß kirchlicher Disciplinaracte eo ipso Staatszwang zur Aus- 
übung kirchlicher Disciplinargewalt involvirt. Jene Unterſcheidung 
alſo macht zwar dem Scharſſinne des Verfaſſers alle Ehre, hat aber 
nicht Em geringſte praktiſche Bedeutung, weil fie zwei identiſche Fälle 
umfaßt. 

Für die aufgeworfene Frage gibt es alſo im Motivenbericht 
keine befriedigende Löſung. und ausnahmsweiſe werden hier die Mo— 
tive durch den Entwurf, nicht dieſer durch jene erläutert Dem erſte⸗ 
ren nämlich entnehmen wir Folgendes: Regel iſt, daß kirchlichen An— 
ordnungen und Entſcheidungen behufs ihrer Durchführung der ſtaat⸗ 
liche Beiſtand nicht gewährt wird. Dieſe Regel erleidet eine Aus— 
nahme rückſichtlich der Einbringung von Abgaben und Leiſtungen, 
wovon ſchon oben die Rede war und außerdem nur noch in den 
zwei nachbenannten, im Geſetz ſpeciell angeführten Fallen, nämlich 
wenn es ſich handelt: 

1. um die factiſche Durchführung der ſeitens der kirchlichen Be⸗ 
hörde ausgeſprochenen Entſetzung vom Amte oder von der Pfründe 
(§ 27 lit. a.); 

2. um die Durchführung einer kircheuämtlichen Unterſuchung 
($ 27 lit. b.) 

Man iſt hier wohl berechtigt zu fragen, warum das Verhält⸗ 
niß der ſtaatlichen Executive zur kirchlichen Spruchgewalt ſo und 
nicht anders geordnet; warum, wenn das brachium sculare prin⸗ 
cipiell für zuläſſig erkannt wurde, dasſelbe nicht auch auf andere Ger 
biete der kirchlichen Amtsgewalt ausgedehnt, warum dasſelbe im ent: 
gegengeſetzten Falle auch den im Entwurfe genannten Anordnungen 
nicht entzogen worden iſt? Dieſen Grund vermögen wir nicht anzu⸗ 
geben und glauben annehmen zu dürfen, daß es in dieſer Hinſicht 
überhaupt an einem Grunde fehlt, daß alſo der Entwurf bei der Feft- 
ſetzung der Fälle, wo ſtaatlicher Beiſtand zuläſſig und ausgeſchloſſen 
ſein ſoll, ſyſtemlos verfahren hat. Eben dieſes ſyſtemloſe Verfahren 
aber führt zu argen Inconſequenzen, die gleich in die Augen fallen, 
fobald wir uns den ganzen Verlauf eines kirchlichen Disciplinaractes 
vergegenwärligen, bei welchem ſtaatlicher Beiſtand beauſprucht wird. 

Iſt nämlich von einem Kirchenvorſteher eine kirchenämtliche Uns 
terſuchung eingeleitet, ſo ſind nach den Beſtimmungen des Ent⸗ 
wurfs — die Rechtmäßigkeit des Vorgehens vorausgeſetzt — die 
ſtaatlichen Behörden verpflichtet, den nöthigen Beiſtand zu leiſten. 
Es kann alſo z. B. gegen den Angeklagten oder einen Zeugen, der 
ſich nicht freiwillig ſtellt, ſeitens der Staatsbehörde Zwang angewen⸗ 
det werden, es kann ſogar, wo anders der Zweck der Unterſuchung 
vereitelt würde, die Unterſuchungshaft verhängt werden. Dieſer weit⸗ 
gehende ſtaatliche Succurs kommt aber der Kirchengewalt nur inſo— 
lange zu ſtatten, als das eigentliche Unterſuchungsverfahren dauert, 
alſo ſo lange der Thatumſtand, deſſentwegen eigentlich das Verfah⸗ 
ren eingeleitet worden, im rechtlichen Sinne ungewiß iſt. Iſt dieſe 
Ungewißheit durch richterliches Urtheil formell beſeitigt, fo iſt auch 
der ſtaatliche Beiſtand zu Ende; es tft nun dem Verurtheilten ans 
heimgeſtellt, ob er ſich dem richterlichen Spruche unterwerfen wolle. 
Liegt aber nicht eben darin ein innerer Widerſpruch? Iſt es nicht 
ſonderbar, Jemanden zu zwingen, der kirchlichen Behörde Rede und 
Antwort zu geben, ſich einer kirchlichen Unterſuchung zu fügen, mit 
Rückſicht darauf eine Beſchränkung ſeiner perſönlichen Freiheit zu 


dulden und in einem Athem ihm die Verſicherung zu geben, daß 8 
auf Grund dieſer Unterfuchung zu fällende Urtheil gegen ihn nicht 
ausgeführt werden wird? Wozu dann die Unterſuchung? 

Auch iſt nicht richtig, was der Motivenbericht uns glauben 
läßt, daß die Gewährung des ſtaatlichen Beiſtandes zur Execution 
kirchlicher Erkenntniſſe eine größere Begünſtigung der Kirche wäre, 
als der im Entwurfe zugeſtandene Schutz zur Durchführung kirchen⸗ 
ämtlicher Unterſuchungen. Dies erhellt ſchon daraus, daß ſich das 
kirchliche Urtheil der Natur der Sache nach bloß auf Kirchenange⸗ 
hörige erſtrecken wird, während zum Zwecke einer kirchenämtlichen Un⸗ 
terſuchung oft auch Andersgläubige in Anſpruch genommen werden 
müßten. Man hat bei der Faſſung des § 27 lit b vielleicht daran 
nicht gedacht, aber es ergibt ſich aus deſſen Wortlaute, daß darnach 
ein Jude z. B. gezwungen werden könnte, vor einem katholiſchen 
Kirchenbeamten zu erſcheinen, um als Zeuge eine Ausſage vor ihm 
zu deponiren. 

Aus oolgen Ausführungen ließen ſich zwei conträr entgegenge⸗ 
ſetzte Folgerungen ableiten: man könnte, weil der Entwurf den ſtaat⸗ 
lichen Beiſtand dem mazus, der kirchenämtlichen Unterſuchung gewährt, 
denſelben auch für das minus, die Vollſtreckung kirchlicher Discipli⸗ 
narerkenntniſſe fordern; man könnte, weil der Entwurf dieſen Beiſtand 
dem minus, der Vollſtreckung kirchlicher Erkenntniſſe verſagt, denſelben 
auch rückſichtlich des majus, der Durchführung kirchenämtlicher Unter— 
ſuchungen, ausſchließen. 

Indem wir uns ohne Bedenken der letztgenannten Folgerung 
anſchließen, befinden wir uns nicht nur in voller Uebereinſtimmung 
mit der im Motivenberichte zur Geltung gebrachten Grundanſchauung 
über das Verhältniß von Staat und Kirche, ſondern auch mit den 
wahren Jutereſſen der Kirche ſelbſt. Wo der Staat der Durchführung 
kirchlicher Anordnungen ſeine Hilfe angedeihen läßt, muß er ſich auch 
nothwendiger Weiſe in die Prüfung dieſer Anordnungen ſelbſt ein⸗ 
laſſen, wie dies auch der Entwurf folgerichtig vorſchreibt. Nun durfte 
es kaum der Selbſtändigkeit der Kirche förderlich ſein, wenn ſtaatliche 
Behörden über rein kirchliche Verhältniſſe ihr Urtheil fällen, im ſpe⸗ 
ciellen Falle über die Zuſtändigkeit kirchlicher Behörden, die Recht⸗ 
mäßigkeit des Verfahrens u. dgl. abſprechen, und was hiemit noth⸗ 
wendig verbunden iſt, kirchenrechtliche Normen interpretiren und an 
wenden ſollen. 

Dias Reſultat des bisher Geſagten iſt die Unſtatthaftigkeit des 
im § 27 lit. b normirten ſtaatlichen Beiſtandes für den Fall einer 
lirchenämtlichen Unterſuchung. Wenn wir dagegen oben die Zuläſſig⸗ 
keit des brachium saeculare zur Einbringung kirchlicher Abgaben 
zugegeben, wenn wir ferner hier gleich hinzufügen, daß wir die Be⸗ 
immun des Entwurfes wornach ſtaatlicher Beiſtand im Falle der 
Auitsentſetzung zuläſſig iſt (§ 27 lit. a), billigen, jo könnte darin ein 
Widerſpruch erblickt, und uns der Vorwurf der Juconſequenz, den 
wir oben dem Entwurfe gemacht, zurückgegeben werden. Es möge 
daher das Nachfolgende die Sache noch näher erläutern. 

5 Die Kirche hat nicht das Recht, vom Staate beſonderen Bei- 
ſtand für die Durchführung ihrer Anordnungen zu fordern; ſie hat 
aber vollen Anſpruch auf den jedem Rechtsſubject zukommenden all— 
gemeinen Rechtsſchutz ſeitens des Staates. Dieſer Rechtsſchutz wird 
ſich auch auf jene Pflichten privatrechtlichen Charakters erſtrecken, 
welche die Kirchenangehörigen gegenüber der Kirchengenoſſenſchaſt als 
Ganzes übernommen. Sind alſo in Folge der Kirchenangehörigkeit 
Abgaben zu entrichten, ſo iſt die Kirchengewalt zu verlangen befugt, 
daß ihr der Staat zur Verwirklichung ihres Rechtes verhelfe, ſo wie 
jede andere Genoſſenſchaft ihren Mitgliedern gegenüber gewiſſe ver⸗ 
felgbare Rechte aus dem Genoſſenſchaftsverhältniſſe erwirbt. So hat 
erner die Kirche das Recht, nach Maßgabe ihrer Verfaſſung über 


ihr 5 5 h 
dis 1 zu verfügen, ſomit auch von denſelben jene zu entfernen, 
Be ihren in dieſer Verfaſſung ausgedrückten Willen ſich in dem 


Be en Güter befinden. Auch dieſes Recht ift, wo es nöthig, 
zel 5 e zu realiſtren. In beiden Fällen handelt es ſich ſomit 
ſenebwigs um die Durchführung kirchlicher Anordnungen, um die 
Unterwerfung der Staates unter die Autorität der Kirche, ſondern 
einfach um Realiſirung des allgemeinen ftaatlichen Rechtsſchutzes, wel⸗ 
cher der Kirche ebenſo wie jedem anderen Rechtsſubjecte zukommt. 
So iſt in den angegebenen Fallen der ftaatliche Beiſtand ein Poſtu⸗ 
lat der Rechtsordnung ſelbſt, und muß in jedem geordneten Staats⸗ 
weſen der Kirche zu Theil werden. Nicht in der Zugeſtehung des ſtaat⸗ 
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das, ſondern bloß in der Art und Weiſe, wie dieſer Beiſtand gehandhabt 


wird, indem in den genannten Fällen nicht die ordentliche Gerichts— 
barkeit, ſondern die Judicatur der Verwaltungsbehörden eintritt. Dies 
iſt aber eine Begünſtigung, welche die Kirche mit vielen anderen 
öffentlichen Anſtalten theilt, und wogegen ſich aus den im Motiven⸗ 
berichte dargelegten Gründen nichts einwenden läßt. 

Ad c. Die dritte Gruppe des II. Abſchnittes (§§ 20 — 22) um⸗ 
faßt Beſtimmungen über die Errichtung und Veränderungen kirchlicher 
Aemter und Pfründen. In ſyſtematiſcher Beziehung ſchiene uns beſſer, 
dieſe Paragraphe in den VI. Abſchnitt „über die Pfarrgemeinden“ 
zu verſetzen. Sonſt finden wir nur noch Anſtoß an der Textirung 
des $ 22. Es wird darin die Zulaͤſſigkeit von Aenderungen in der 
Dotirung von Seelſorgeämtern ausgeſprochen und hinzugefügt, daß 
„mit derartigen Maßnahmen in der Regel nur bei Gelegenheit 
eines Wechſels in der Perſon des Pfründners vorgegangen werden 
ſoll“. Iſt dieſes „in der Regel“ nicht bloß ein lapsus linguae, fo 
kann der Werth dieſer ganz billigen Einſchränkung bedeutend herab— 
gemindert, ja, wenn die maßgebenden Behörden in der Zulaſſung von 
Ausnahmen allzu liberal verfahren ſollten, geradezu illuſoriſch werden. 
Um fo eher aber dürften jene Worte entbehrlich fein, als in den 
voranſtehenden § 21, wo von Umpfarrung die Rede iſt, auf die 
Rechte des Pfründners ausnahmslos Rückſicht genommen wird. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Hereinbringung rückſtändiger ärariſcher Gebühren kann auch 

die gerichtliche Sequeſtration der Einkünfte einer periodiſchen Zeit: 

ſchrift bewilligt werden. (§ 2 Geb. Geſ., Hofd. vom 18. September 
1786, Nr. 522 J. G. S.) 


Auf Grund einer Nachweiſung der Lemberger k. k. Finanz⸗ 
bezirksdirection, wonach hinter einer in Lemberg erſchienenen Zeitſchrift 
an Einſchaltungs gebühren für die Zeit von December 1870 bis Ende 
Februar 1872, der Vetrag von 1676 fl. 70 kr., ſowie auch an zu 
erlegender Caution 100 fl. aushaften, bat die Lemberger k. k. Finanz⸗ 
procuratur sub pr. 19. April 1872, 3. 21.839 um die executive 
Sequeſtration der Einkünfte der gedachten Zeitſchrift ſowie um An— 
ordnung einer Tagfahrt zur Beſtellung und Wahl eines Sequeſters, 
und zur Feſtſtellung einer Juſtruction für denſelben behufs Durch— 
führung der angeſuchten Sequeſtration. 

Dieſem Begehren hat das Lemberger Landesgericht mit dem 
Beſcheide vom 22. Juni 1872, 3. 21.829 willfahrt und die Tag⸗ 
ſatzung auf den 16. September 1872 beſtimmt. 

Auf Recurs des Herausgebers der erwähnten Zeitſchrift hat 
jedoch das Oberlandesgericht in Lemberg mit Entſcheidung vom 
30. December 1872, 3. 32.896, unter Behebung des erſtrichterlichen 
Beſcheides, dem Landesgerichte verordnet, das Executionsgeſuch der 
Finanzprocuratur als nicht geeignet zum gerichtlichen Verfahren erfolglos 
zurückzuſtellen. Denn die nicht berechtigten Inſertionsgebühren ſollen 
nach § 7 des Geſebes vom 9. Februar 1850, in der für die Steuern 
vorgeſchriebenen Weiſe eingebracht werden, und nachdem es ſich hier 
weder um eine einſtweilige Sicherſtellung (Hofd. vom 18. September 
1786, Nr. 577 J. G. S.), noch um die Execution auf ein un⸗ 
bewegliches Gut (Hofd. vom 26. Februar 1789, Nr. 977, lit. b), 
ſondern um die Hereinbringung einer Gebühr aus einer beweglichen 
Sache durch Sequeſtration handelt, ſolche aber ohne Intervention des 
Gerichtes durch die Adminiſtrativorgane durchgeführt werden ſoll 
(Hofd. vom 19. Jänner 1784, Nr. 228 und vom 17. November 
1798, Nr. 440 J. G. S.), ſo muß dieſes Executionsgeſuch, als 
zum gerichtlichen Verfahren nicht geeignet, erfolglos zurückgeſtellt 
werden. — In dem dagegen ergriffenen Recurſe machte die k. k. Finanz⸗ 
procuratur geltend, daß die obergerichtliche Entſcheidung in den 
Beſtimmungen der berufenen Hofdeerete nicht gegründet ſei, denn obwohl 
nach §7 des Gebührengeſetzes die Stempelgebühren nach Art der Steuer 
durch die Adminiſtrativbehörden eingetrieben werden ſollen, ſo iſt dieſe Vor⸗ 
ſchrift nur eine Ausnahme von dem allgemeinen Grundſatze des zu 
Gunſten des Staatsſchatzes feſtgeſtellten Privilegiums, daß dieſer zur 
Einbringung ſeiner Gebühren der Gerichte nicht bedarf, was auch das 


lichen Beiſtandes ſelbſt liegt ſomit eine Begünſtigung der Kirche, Hofdeeret vom 26. Februar 1789, Nr. 977 J. G. S., im Abſatze 
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a feſtſetzt und im Abſatze b die Fälle beſtimmt, in denen von Dielen | Gemeindevertretung von G. vom 28. Februar 1872, dem von der 
Privilegien kein Gebrauch gemacht werden ſoll. Ein ſolcher Fall liegt Bezirkshauptmannſchaft unter Hinweiſung auf die SS 26, P. 3 und 


aber nicht vor. Denn die Einkünfte der Zeitſchrift beſtehen hauptſäch⸗ 
lich aus den mittelſt Poſt einlangenden Präuumerationsgeldern, daher 
die Sequeſtration dieſer Einkünfte im Sinne des Art. 10 der Staats⸗ 
grundgeſetze vom 21. December 1867, Nr. 142 R. G. Bl. und des 
Geſetzes vom 6. April 1870, Nr. 42 R. G. Bl. nur auf Grund 
einer ger. Verordnung möglich iſt. Deßhalb hat die k. k. Finanz⸗ 
Landesdirection im Sinne des Hofdecretes vom 23. Juni 1820, 
Nr. 1669 J. G. S. in Folge Verordnung des Finanzminiſteriums 
der k. k Finanzprocuratur verordnet, daß ſie die gerichtliche Seque— 
ſtration der in Rede ſtehenden Zeitſchrift erwirke. Da nun die höchſte 
Adminiſtrativbehörde im Sinne des Hofdecretes vom 26. Februar 
1789, Nr. 977 J. G. S. die adminiſtrativen Mittel zur Einbrin⸗ 
gung der fraglichen Rückſtände für unzureichend erkannte, ſo war das 
Gericht in Gemäßheit des Abſatzes e dieſes Hofdecretes verpflichtet, 
dem Begehren der k. k. Finanzprocuratur zu willfahren. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 8. Juli 
1873, 3. 6335 die obergerichtliche Eutſcheidung behoben und dem 
k. k. Oberlandesgerichte aufgetragen, mit Uebergehung der in Anre— 
gung gebrachten Frage über die Eompetenz der Gerichte zur Erledi— 
gung des Executionsgeſuches den Recurs des Herausgebers der er— 
wähnten Zeitſchrift gegen die landesgerichtliche Entſcheidung der me— 
ritoriſchen Erledigung zu unterziehen; denn da die k,. k. Finanzpro⸗ 
curatur mit den dem Recurſe angeſchloſſenen Behelfen nachgewieſen 
hat, daß ihr die k. k. Finanz⸗Landesdirection in Folge Verordnung 
des k. k. Finanzminiſteriums mit Erlaß vom 25. März 1872, 3. 
14.564 verordnete, die gerichtliche Sequeſtration der Einkünfte der 
erwähnten Zeitſchrift zu erwirken, die Adminiſtrativbehörde demnach 
im Sinne des Hofdecretes vom 26. Februar 1789, Nr. 977 J. G. S. 
die politiſchen Executionsmittel zur Einbringung des fraglichen Ge⸗ 
bührenrückſtandes als unzureichend erkannte, ſo muß die Competenz 
der Gerichte zur Bewilligung des gebetenen Executionsmittels umfo- 
mehr anerkannt werden, als die Berechtigung der Gerichtsbehörden 
zur Einbringung aller Steuerrückſtände außer Zweifel ſteht. 

Ger.⸗Ztg. 


Ineinandergreifen gemeinde amtlicher und ſtaatsbehördlicher poli⸗ 
tiſcher Straferkenntniſſe. 


Ueber Beſchwerde mehrerer Grundbeſitzer, daß bei Benützung 
des über ihre zwiſchen G. und E. an der Reichsſtraße gelegenen 
Felder führenden Weges ihnen viel Schaden zugefügt werde, hat der 
Gemeinde⸗Ausſchuß von G. unterm 28. Februar 1872 beſchloſſen, 
dieſen Feldweg aufzulaſſen, Warnungstafeln anzubringen und die Da⸗ 
widerhandelnden mit 2 fl. Strafe zu Handen des Armeninſtitutes zu 
belegen. Der Mühlbeſitzer Ignaz V. aus E kehrte ſich aber nicht an 
dieſes Verbot, riß die zur Abſperrung des Weges angebrachten Ge— 
ſtrüppe aus und forderte mehrere Perſonen auf, den ſchon viele Jahre 
beſtehenden Feldweg auch fernerhin zu benützen; er wurde deßhalb von 
der Gemeindevorſtehung unterm 14. April 1872 zu einer Geldbuße 
von 2 fl. verurtheilt; auch geſchah an das Bezirksgericht wegen des 
von Ignaz V. verübten Vergehens nach $ 300 St. G. B. die Anzeige. 

Ueber Recurs des V. gegen die Geldſtrafe beſtätigte die Be— 
zirkshauptmannſchaft das Straferkenntniß auf Grun des $ 26, P. 3 
(Flurenpolizei) und § 58 Gemeindeordnung vom 31. März 1864. 

Das Bezirksgericht aber ſtellte wegen Mangels des Thatbeſtandes 
nach § 300 St. G. B. die Unterſuchung ein und leitete den Act an 
die Bezirkshauptmannſchaft zur Amtshandlung nach der kaiſerlichen 
Verordnung vom 20. April 1854 zurück, welche den V. unterm 14. 
Juni 1872, 3. 3667 wegen Nichtbeachtung eines gemeindeämtlichen 
Verbotes auf Grund der §§ 7 und 11 der genannten kaiſerlichen Ver⸗ 
ordnung zu 25 fl. zu Handen des Armenfondes in G. verurtheilte. 

Gegen beide Straferkenntniſſe recurrirte nun V. an die Statt⸗ 
halterei und machte u. A. geltend, daß beide Straferkenntniſſe ſich auf 
ein⸗ und dasſelbe Factum beziehen, er (Recurrent) ſomit für das 
nämliche Factum zweimal beſtraft worden ſei. 

Die Statthalterei verwarf beide Recurſe. Das Miniſterium 
des Innern hingegen hat unterm 23. Auguſt 1873, 3. 14.095, in 
folgender Weiſe entſchieden: „Nachdem der Mühlbeſitzer Ignaz V. 
aus E. für die Nichtbeachtung und Vereitlung des Beſchluſſes der 
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58 nied. öſterr. Gemeindegeſetz im Recurswege beſtätigten gemeinde— 
ämtlichen Straferkenntniſfſe vom 14. April 1872 durch Verhängung 
der in dem obigen Gemeindebeſchluſſe für etwaiges Zuwiderhandeln 
zugleich feſtgeſetzten Geldbuße von 2 fl. beſtraft worden war und eine 
Beſchwerde oder Anzeige gegen V. wegen fortgeſetzter Nichtbeachtung 
des in Rede ſtehenden Gemeindebeſchluſſes nicht vorlag; ſo lag auch 
für die Bezirkshauptmannſchaft ein Anlaß nicht vor, um nach erfolg⸗ 
ter Einſtellung des ſtrafgerichtlichen Verfahrens wegen derſelben 
bereits von der Gemeinde G. geahndeten Verbotsnichtbeachtung gegen 
V. mit einem neuerlichen Straferkenntniſſe von Amts wegen vorzu⸗ 
gehen. Von dieſer Erwägung ausgehend muß das von der Bezirks⸗ 
bauptmannſchaft gegen Ignaz V. gefällte, auf den Betrag von 25 fl. 
lautende Straferkenntniß behoben und dem Miniſterialrecurſe des 
Ignaz V. gegen die Statthaltereientſcheidung, inſoferne durch Diele 
auch das ebenerwähnte Straferkenntniß vom 14. Juni 1872, Zahl 
3667, beſtätigt worden iſt, Folge gegeben werden“. C. 


Verordnung. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern v. 29. Jänner 1874, 3. 762 über die Anord— 

nung des Handelsminiſteriums in Betreff der zwangsweiſen Zuftelung von ämtli— 

chen Erlaſſen portofreier Behörden, welche an portopflichtige Aemter oder Parteien 
zugeſendet werden. 


Nach § 41 der mit Hofkammerdecret vom 6. Februar 1889, Z. 6484 kundge⸗ 
machten Briefpoſtordnung vom Jahre 1838 iſt bei Verweigerung der Annahme 
amtlicher Erläſſe portofreier Behörden an portopflichtige Aemter durch die Kreis— 
ämter, wenn es ſich dagegen um Erläſſe portofreier oder portopflichtiger Behörden 
oder Aemter an portopflichtige Perſonen handelt, durch die Ortsobrigkeit die zwangs⸗ 
weiſe Zuftellung und Einhebung der Poſtgebuͤhr zu veranlaſſen. 

Mit Rückſicht auf die im Organismus der Verwaltungsbehörden ſeither ein, 
getretenen Aenderungen hat das k. k. Handelsminiſterium einverſtändlich mit dem 
Miniſterium des Innern mit Verordnung vom 15. Jänner 1874, 3. 32.910 in Aus- 
legung der Beſtimmungen des Eingangs citirten Paragraphes der Briefpoſtordnung 
den k. k. Poſtämtern Nachſtehendes zur Darnachachtung vorgeſchrieben. 

Bei Verweigerung der Annahme ämtlicher Erzäſſe portofreier Behörden an 
portopflichtige Aemter iſt die zwangsweiſe Zuftellung und Einhebung der Portoge⸗ 
bühr durch die zuſtändige k. k. Bezirkshauptmannſchaft und wenn die Annahme von 
dem Communalamte einer ein beſonderes Statut beſitzenden Gemetude verweigert 
werden ſollte, durch die vorgeſetzte Landesbehörde, wenn es ſich dagegen um Erläſſe 
(gerichtliche oder fonftige ämtliche Erläſſe) portofreier oder portopflichtiger Behörden 
oder Aemter an portopflichtige Perſonen handelt, durch die zuſtändige Gemeindevor— 
ſtehung (Magiſtrat, Bürgermeiſteramt u. ſ. w.) zu veranlaſſen. 

Die Inanſpruchnahme der k. k. Gerichte zur zwangsweiſen Zuſtellung gericht⸗ 
licher Erläſſe an Parteien iſt im Sinne der Verordnung vom 8. Juli 1858, Zahl 
3891645 (Poſt⸗Verordnungsblatt 1858, Seite 524) unſtatthaft. 

e wird aufgefordert, wegen Durchführnng dieſer Verordnung, bezie 
hungsweiſe der von den Poſtämtern bei verweigerter Annahme amtlicher Erläſſe an. 
geſuchten zwangsweiſen Zuſtellung und Einhebung der Portogebühren das Ent— 
ſprechende zu veranlaſſen. 
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Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Hofrathe Dr. Karl Rokitansky das Comman-⸗ 
deurkreuz des Leopold⸗Ordeus tarfrei verliehen. 8 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten bei dem Rechnungsdepar— 
tement der Laibacher Finanzdirection Nicolaus Shetina anläßlich deſſen Penſioni⸗ 
rung tarfrei den Titel und Charakter eines Rechnungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Wundarzte Georg Schlechter zu Köſſen in 
Tirol das goldene Verdienſtkrenz verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Bauadjuncten Conrad Rechtberger zum 
Ingenieur für den Staatebaudienſt in Mähren ernannt. 


Erledigungen. 8 


Oberrechnungsrathsſtelle beim Rechnungsdepartement der Finanzdirection in 
Laibach mit der ſiebenten Rangsclaſſe, bis 10. März. (Amtsblatt Nr. 39.) 

Rechnungsofficials⸗ eventuell Aſſiſtentenſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domä⸗ 
nendirection für Steiermark und Kärnten in Neuberg in der zehnten eventuell eilften 
Rangsclaſſe und der entiprechenden Activitätszulage, bis 12. März. (Amtsbl. Nr. 40.) 

Diurniſtenſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection für Steiermark und 
Kärnten in Neuberg mit einem Diurnum monatlicher 33 fl., bis 3. März. (Amtsblatt 
Nr. 40.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


